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Text 

C. Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht durch Teilnahme an einem 

gleichwertigen Unterricht 

Besuch von Privatschulen ohne Öffentlichkeitsrecht und häuslicher 

Unterricht 
 

 § 11. (1) Die allgemeine Schulpflicht kann - unbeschadet des § 12 - auch durch die Teilnahme am Unterricht an 
einer Privatschule ohne Öffentlichkeitsrecht erfüllt werden, sofern der Unterricht jenem an einer im § 5 
genannten Schule mindestens gleichwertig ist. 

 (2) Die allgemeine Schulpflicht kann ferner durch die Teilnahme an häuslichem Unterricht erfüllt werden, 
sofern der Unterricht jenem an einer im § 5 genannten Schule - ausgenommen den Polytechnischen Lehrgang - 
mindestens gleichwertig ist. (BGBl. Nr. 322/1975, Art. I Z 19) 

 (3) Die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten haben die Teilnahme ihres Kindes an einem im Abs. 1 
oder 2 genannten Unterricht dem Bezirksschulrat jeweils vor Beginn des Schuljahres anzuzeigen. Der 
Bezirksschulrat kann die Teilnahme an einem solchen Unterricht innerhalb eines Monates ab dem Einlangen der 
Anzeige untersagen, wenn mit großer Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, daß die im Abs. 1 oder 2 geforderte 
Gleichwertigkeit des Unterrichtes nicht gegeben ist. Gegen die Entscheidung des Bezirksschulrates kann 
Berufung an den Landesschulrat erhoben werden; gegen die Entscheidung des Landesschulrates ist kein 
ordentliches Rechtsmittel zulässig. 

 (4) Der zureichende Erfolg eines im Abs. 1 oder 2 genannten Unterrichtes ist jährlich vor Schulschluß durch 
eine Prüfung an einer im § 5 genannten entsprechenden Schule nachzuweisen, soweit auch die Schüler dieser 
Schulen am Ende des Schuljahres beurteilt werden. Wird ein solcher Nachweis nicht erbracht, so hat der 
Bezirksschulrat anzuordnen, daß das Kind seine Schulpflicht im Sinne des § 5 zu erfüllen hat. Gegen die 
Entscheidung des Bezirksschulrates ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig. 


